
Festsetzungen nach Planzeichenverordnung

ParkhausMI

Einfahrt

Hinweise und nachrichtliche Übernahme

Gemarkungsgrenze

Mischgebiet (§ 6 BauNVO)

Flurgrenze

Flurstücksgrenze

Flurstücksnummer

GFZ, Geschoßflächenzahl

max. 350 St

Baugrenze

 

GRZ, Grundflächenzahl

geschlossene Bauweiseg

0,4

1,0

Grenze des räumlichen 
Geltungsbereiches (§ 9 Abs. 7 
BauGB)

III

26/7

213

Umgrenzung von Flächen für 
Nebenanlagen, Stellplätze, 
Garagen und Gemeinschafts-
anlagen

Zweckbestimmung Parkhaus

höchstens 350 Pkw-Stellplätze 
zulässig

Gebäudebestand

abzubrechende Gebäude

Höhenlinie

Baum

Böschung

Stützmauer

Hinweise:

Zahl der Vollgeschosse, 
Höchstmaß

Verkehrsfläche der Zweck-
bestimmung Fuß- und Radweg

Zweckbestimmung Parkanlage

private Grünfläche (§ 9 BauGB)

Anpflanzung / Erhalt von 
Laubbäumen (§9 Abs. 1 Nr. 25 
BauGB)

Fläche für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und 
Landschaft

OK 155,50 m 
ü. NN.

maximale Gebäudehöhe 
über NN.

Schalltechnisches Gutachten:
Mit dem Gutachten Nr. 07438/1 vom 12.03.2008 des Akustikbüros Göttingen, Bunsenstraße 9 c, 37073 
Göttingen, Tel. 0551 / 5 48 58-0, wurde die zu erwartende zusätzliche Lärmimmissionsbelastung der 
angrenzenden Wohnbebauung durch den Neubau eines 4-geschossigen Parkhauses mit 350 Stellplätzen 
untersucht. Eine Überschreitung der Immissionsrichtwerte ist nicht zu erwarten, wenn :
!- die Außenwände des Parkhauses gemäß Festlegung im Gutachten abschnittsweise schalldicht ausgeführt  
   werden,
!- die Annahme von höchstens 5 Parkbewegungen in der lautesten Nachstunde eingehalten wird und
 - der Hotelsaal in der Regel nicht für öffentliche Spätveranstaltungen genutzt wird.

Altstandort:
Einzelne Grundstücke in der Nachbarschaft des Plangebietes werden in der Altflächendatei des Hessischen 
Landesamtes für Umwelt und Geologie als Altstandorte geführt. Werden bei bodeneingreifenden 
Baumaßnahmen geruchliche Veränderungen des Erdreiches oder größere Bodenauffüllungen vorgefunden oder 
besteht aus anderen Gründen Verdacht auf Kontamination, ist die Untere Wasserbehörde der Stadt Kassel (Tel. 
0561 / 787-6244) sofort zu informieren.

Bombenabwurfgebiet:
Die Auswertung der beim Hessischen Kampfmittelräumdienst vorliegenden Kriegsluftbilder hat ergeben, dass 
sich der Geltungsbereich in einem Bombenabwurfgebiet befindet. Vom Vorhandensein von Kampfmitteln muss 
grundsätzlich ausgegangen werden. In den Bereichen, in denen durch Nachkriegsbebauungen bereits 
bodeneingreifende Baumaßnahmen bis zu einer Tiefe von mindestens 4 Metern durchgeführt wurden sowie bei 
Abbrucharbeiten sind keine Kampfmittelräummaßnahmen notwendig. Bei allen anderen Flächen ist eine 
systematische Überprüfung (Sondieren auf Kampfmittel, gegebenenfalls nach Abtrag des Oberbodens) vor 
Beginn der geplanten Bauarbeiten auf den Grundstücksflächen erforderlich, auf denen bodeneingreifende 
Maßnahmen stattfinden. Kontakt: Hessischer Kampfmittelräumdienst, Luisenplatz 2, 64283 Darmstadt

Heilquellenschutzgebiet
Der Geltungsbereich befindet sich innerhalb der quantitativen Schutzzone B2 - äußere Zone -  des mit 
Verordnung vom 02.10.2006 (StAnz. 46/2006, S. 2634) amtlich festgesetzten Heilquellenschutzgebietes für die 
staatlich anerkannte Heilquelle „TB Wilhelmshöhe 3“.

Stellplatzsatzung:
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt die Satzung zur Herstellung, Ablösung und Gestaltung von 
Stellplätzen oder Garagen und zur Herstellung von Abstellplätzen für Fahrräder für das Gebiet der Stadt Kassel 
in ihrer jeweils gültigen Fassung.

Baumschutzsatzung:
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt die Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der Stadt Kassel 
in ihrer jeweils gültigen Fassung.

Fledermausschutz:
Das Fledermausgutachten für das Stadtgebiet Kassel (März 1996) hat Flugwege verschiedener gesetzlich 
geschützter Fledermausarten entlang des Schönfelder Baches festgestellt. Der Schönfelder Bach hat mit seinen 
begleitenden Gehölzbeständen eine herausragende Bedeutung für den Fledermausschutz in Kassel.

Abwassersatzung:
Für die Versickerung von Regenwasser auf den Grundstücken gilt die Abwassersatzung der Stadt Kassel. Die 
wasserrechtliche Erlaubnis zur Versickerung wird von der Unteren Wasserbehörde erteilt.

Städtebaulicher Vertrag
Parallel zur Aufstellung des Bebauungsplans wird ein städtebaulicher Vertrag gemäß §11 BauGB zwischen der 
Stadt Kassel und dem Vorhabenträger abgeschlossen.


